Dr. Aichele "Das  BayEUG verkennt, dass nach der UN-Konvention Förderschulen sukzessive abzubauen sind."

Auf Einladung verschiedener Verbände fand am 9.Mai in München ein Fachvortrag und eine Podiumsdiskussion zum Stand der Umsetzung der UN-Konvention in München statt.

Die Behindertenbeauftragte der bayerischen Staatsregierung sagte in ihrem Grußwort u.a.:

Inklusion fängt bei der Bildung an.  Die Kosten für die Schulbegleitung sollten vom Kultusministerium und den Bezirken gemeinsam getragen werden. Inklusion müssen alle LehrerInnen machen.  Die Elternberatung  muß unabhängig sein. 

Dr. Aichele, der Leiter der Monitoring-Stelle zur UN-BRK am Deutschen Institut für Menschenrechte berichtete über die UN-BRK und ihr Umsetzungsgrad in Deutschland und Bayern. Die Exklusionsquote ist in Bayern höher als im bundesweiten Durchschnitt. Die schulische Segregation muß überwunden werden. Das im Jahr 2011 geänderte Bayerische Erziehungs-und Unterrichtsgesetz ist jedoch weiterhin segregativ.

Die UN-Konvention hat das soziale Modell von Behinderung eingeführt im Gegensatz zum bisherigen medizinischen Modell von Behinderung. Behinderte Menschen werden von Objekten zu Subjekten, aktiv Handelnden. Es darf nicht mehr über sie bestimmt werden. Diese veränderte Sichtweise hat enorme Auswirkungen auf die Diagnose von Behinderung. 

Bundesweit arbeiten 291.000 Menschen arbeiten in den Werkstätten für Behinderte in 2012, jährlich kommen ca. 10.000 Menschen hinzu (viel davon psychosoziale Behinderungen), Menschen, die einen Betreuer haben, dürfen nicht zu Wahlen gehen, wir haben also noch in vielen gesellschaftlichen Bereichen Diskriminierung von behinderten Menschen. Es ist eine enorme Dynamik entstanden durch die UN-BRK. Es gibt einen Inklusionsbeirat, einen nationalen Aktionsplan mit 213 Einzelmaßnahmen, auch wenn diese zum Teil fraglich sind. Ein erster Bericht erscheint 2012/2013. 
Die Inklusion ist in verschiedenen Koalitionsverträgen der Länder enthalten, aber noch nicht in Bayern.

Positiv am BayEUG ist:

· „Es ist Aufgabe aller Schulen inklusiven Unterricht zu fördern“

· Art. 30b (=Inklusive Schule): Die inklusive Schule ist ein Ziel der Schulentwicklung aller Schulen.

· Art. 30a, Abs. 5 (Zusammenarbeit von Schulen, kooperatives Lernen): Ein sonderpädagogischer Förderbedarf begründet nicht die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Schulart.

Negativ ist am BayEUG :

· Art.6 (=Gliederung des Schulwesens) : nach wie vor segregierend. Die Schularten bleiben erhalten. Hier ist keine Absicht erkennbar sich weiterzuentwickeln zu Inklusion. Die Öffnung der Förderschulen für „Regelkinder“ ist beschränkt (max. 20% Nicht-Förderkinder).

· Kein Recht der Kinder auf die Regelschule enthalten, nur für die Eltern. Der Anspruch des Kindes fehlt. Kein Recht auf angemessene Vorkehrungen enthalten.

· Ausnahmen von Inklusion Art 41, Abs.5: „SchülerInnen müssen geeignete Förderschulen besuchen“, damit können Kinder u.U. aus der Regelschule hinausgeworfen werden.
Art 41, Abs.4: In den Schulart spezifische Regelungen ist eine Zugangsbarriere enthalten: Das BayEUG hält die Segregation hoch. Es wird beispielsweise nicht darauf eingegangen daß in der UN-BRK steht: Förderschulen sind sukzessive abzubauen.

Podiumsdiskussion: Thema Schulentwicklung für alle Schulen:

Dr. Aichele: Ein Aktionsplan mit konkreten Maßnahmen und Terminen ist ein gutes Mittel um die Inklusion umzusetzen. Die Stadt Bremen ist hier ein Gutes Beispiel dafür.

Hr. Utz, Münchner Behindertenbeauftragter: München ist hier nicht besser als Bayern.

Hr. Mederer vom Verband der Bayerischen Bezirke: Es sollte der Kostenstreit nicht auf dem Rücken der Betroffenen ausgetragen werden. Hier hat der Bezirk Oberbayern einen ähnlichen Fall wie in Augsburg: Streit um Bezahlung der Gebärdendolmetscher. Wir haben hier erstmal die Kosten übernommen und klären selbst im Hintergrund, ohne die Betroffenen zu belasten, wer welche Kosten trägt, die Dolmetscher arbeiten aber weiter an der Schule.

Hr. Eisenreich/CSU: Es gibt eine Anhörung im Januar 2013 im Landtag.

Hr. Schneider (LAG GLGL, Moderator): Gibt es jetzt dann bald ein neues BayEUG, Herr Eisenreich? Sie sprachen ja von einem 1. Schritt, da müßte nun ja ein 2. Schritt folgen ?

Hr. Eisenreich: In dem BayEUG wird ja immer wieder etwas geändert. Beispielsweise wird sich der Anteil der Nicht-Förderkinder in den Förderschulen ändern, das war ja nur aus Kostengründen beschränkt. Wir haben in Bayern ja einen Konsens unter allen Fraktionen.

Thema Elternberatung:

Hr. Schneider: Wie kann erreicht werden, daß Eltern bei der Beratung nicht ständig von Pontius zu Pilatus geschickt werden ?

Hr. Utz: Die Landeshauptstadt München hat eine Beratungsstelle für SchülerInnen eingerichtet, und in der Stellenbeschreibung ist verankert, daß die Beratungssuchenden nicht einfach weitergeleitet werden dürfen. Es muss ihnen geholfen werden! Das Zuständigkeits-Wirrwarr ist gigantisch ! Es stellt sich auch die Frage, ob man gegen die großen Lobbyisten arbeiten will ? Es ist momentan unheimlich viel Geld unterwegs für Sinnloses. Ich selbst werde dauernd untersucht und jedesmal muß ein anders Formblatt ausgefüllt werden, da steckt eine enorme Bürokratie dahinter. Die Struktur muß geändert werden.

Hr. Schneider: Wie können Gelder umgelenkt werden ?

Hr. Mederer: In den Berufsbildungswerken werden wohnortnah junge Menschen z.B. inklusiv ausgebildet zu Mechatronikern in Zusammenarbeit mit Mercedes. Wir tun hier den Wohnheimen weh, die jetzt ihre Zimmer nicht mehr voll belegt bekommen.

Fragen aus dem Publikum:

Christine Friedel vom Netzwerk Inklusion : Wie ist die Meinung von Hrn. Eisenreich zu unserer Petition, dass pädagogische Zweitkräfte in die Klassen kommen sollten für einen inklusiven Unterricht ?

Hr. Eisenreich: Es ist uns ein Grundanliegen, mit unterschiedlichen Professionen an den Schulen zu arbeiten. Bei der eigenverantwortliche Schule sind wir jedoch noch nicht so weit.

Schlußwort Dr. Aichele: Hier in Bayern muß noch eine Mauer eingerissen werden, das ist auch am heutigen Datum zu sehen. Bayern hat noch kein inklusives Bildungssystem.
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